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 Mit PSG II und III, die (in wesentlichen Teilen) 
zum 1.1.2017 in Kraft getreten sind, wurde 
insbesondere der Pflegebedürftigkeitsbegriff 
geändert. Dementsprechend wurde das 
Leistungsspektrum der Pflegeversicherung 
erweitert. 

 Insbesondere die neuen Leistungen mit dem 
Inhalt der pflegerischen Betreuungsleistungen 
reichen in den Bereich klassischer 
Teilhabeleistungen hinein. 

 In der Folge entstehen Begehrlichkeiten der 
kommunalen Leistungsträger in Bezug auf die 
finanziellen Mittel der Pflegeversicherung.
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 Grundsatz des Ausschlusses staatlicher  
Doppelleistungen

 Problem der Zweckidentität
◦ Inhalt von Leistungen der Pflegeversicherung
◦ Inhalt der Leistungen der Eingliederungshilfe

 Pflegebedürftigkeit und konkrete Leistungen 
der Pflegeversicherung mit dem PSG II und III

 Das (Rechts)verhältnis zwischen Teilhabe und 
Pflege

 Fallkonstellationen
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 Staatliche Doppelleistungen sollen 
grundsätzlich ausgeschlossen sein (vgl. 
BVerwG, Urteil vom 16. Juli 1985 – 5 C 27/84 
–, juris; BVerwG, Urteil vom 14.03.1991 – 5 C 
3489, BeckRS 1991, 31230968). 
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 Der Gesetzgeber verfolgt nicht einen einzigen 
einschlägigen Weg, um staatliche 
Doppelleistungen auszuschließen. 

 Zur Verfügung stehen vielmehr insbesondere 
folgende Möglichkeiten: 
◦ über ein gesetzlich begründetes „Vorrang/Nachrang“-

Verhältnis sicherzustellen, dass nur eine staatliche 
Leistung zum Zug kommt,

◦ Bei der Bedarfsermittlung die von einem anderen 
(Kostenträger) gewährten Leistungen als bedarfsdeckend 
anzurechnen, 

◦ den Einsatz der zweckidentischen (finanziellen) Mittel als 
Kostenbeteiligung zu verlangen.
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 Wird der Vorrang gesetzlicher Leistungen 
gegenüber anderen gesetzlichen Leistungen 
angeordnet, so hat dies für die Betroffenen zur 
Folge, dass nur die vorrangige Leistung in 
Anspruch genommen werden kann.

 Der nachrangig zuständige Leistungsträger kann 
eine Leistung solange verwehren, solange der 
vorrangige Träger tatsächlich leistet. 

 Tut dieser das nicht, besteht auch für den 
nachrangig zuständigen Träger die 
Leistungspflicht. 
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 Bei der Bedarfsermittlung dürfen die 
tatsächlich erbrachten Leistungen eines 
anderen Trägers nur dann als bedarfsdeckend 
berücksichtigt werden, wenn dies gesetzlich 
auch vorgesehen ist. 

 Dh mindestens muss der Vorrang der 
anderen Sozialleistung verbindlich 
vorgeschrieben werden und darf die 
Berücksichtigung nicht aus anderen Gründen 
ausgeschlossen sein. 
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 Ist der Träger der Eingliederungshilfe oder der 
Sozialhilfe zur Vorleistung verpflichtet 
(§ 92 Abs. 1 SGB XII, § 91 Abs. 5 SGB VIII), so 
darf er trotz des Vorrangs der 
Versicherungsleistung diese nicht als 
bedarfsdeckend berücksichtigen, sondern muss 
die gesamte Leistung zunächst erbringen. Die 
staatliche Doppelleistung wird nachfolgend über 
die Heranziehung der zweckidentischen Mittel 
ausgeschlossen (§ 83 Abs. 1 SGB XII, § 93 Abs. 1 
S. 3 SGB VIII; Schindler, in: FK-SGB VIII, 7. Aufl. 
2013 § 93 Rn. 12). 
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 Um staatliche Doppelleistungen zu verhindern, 
muss zunächst ermittelt werden, ob es sich 
überhaupt um eine Doppelleistung handelt. 

 Diese liegt vor, wenn zwei öffentlich-rechtliche 
Leistungen erbracht werden, die im Ergebnis 
demselben Zweck dienen. 

 Diese Überlegungen der Rechtsprechung – so 
richtig sie sein mögen – sind nicht abstrakt und 
können ohne Anknüpfung an gesetzliche 
Grundlagen keine Beachtung finden. Tatsächlich 
ist zunächst der Gesetzgeber aufgerufen, den 
Einsatz zweckidentischer Mittel, also die 
Gewährung staatlicher Doppelleistungen, durch 
gesetzliche Regelungen auszuschließen.
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 Zur Bestimmung der Zweckidentität ist dem Zweck der 
jeweiligen Leistung der Zweck der konkret in Frage 
stehenden Sozialleistung gegenüberzustellen (BVerwG 
12.4.1984 – 5 C 3.83 – E 69, 177, 181; 12.2.1987 – 5 C 
24.85 – NDV 1987, 294). Zweckidentität besteht in dem 
jeweilig übereinstimmenden Umfang dann, wenn bezogen 
auf die jeweils konkreten Leistungen beide Leistungen der 
Deckung desselben Bedarfs dienen (BVerwG 12.7.1996 – 5 
C 18.95 – NDV-RD 1997, 13; VG Braunschweig 17.3.2010 
– 3 A 30/09 – ZfF 2011, 89). Zwar ist eine ausdrückliche 
Zweckbestimmung hierfür nicht erforderlich, doch muss 
sich die Zweckbestimmung der Leistung entnehmen lassen 
und mit dem Zweck der jeweiligen Jugendhilfeleistung 
abgestimmt werden (BVerwG 12.7.1996 – 5 C 18.95 –
NDV-RD 1997, 13).
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 Bereits vor Einführung der Pflegeversicherung 
zum 1.1.1995 waren rund 1,7 Millionen 
Menschen auf Pflege angewiesen. Hiervon 
wurden ca. 1,2 Millionen Menschen zu Hause 
betreut und knapp eine halbe Million 
Menschen in stationärer Pflege untergebracht. 
Wegen der Höhe der durch die Pflege – vor 
allem im stationären Bereich – entstandenen 
Kosten wurden damals die finanziellen Mittel 
durch die Sozialhilfe erbracht.
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 Mit der Einführung der Pflegeversicherung 
verfolgte der Gesetzgeber das Ziel, das Risiko der 
Pflegebedürftigkeit eigenständig abzusichern, 
dabei aber die öffentliche Finanzierung in einem 
engen Rahmen zu halten. Um dies zu 
gewährleisten, sollten die Leistungen der 
Pflegeversicherung von vornherein nur 
ergänzenden Charakter haben. 

 Konzipiert als "Teilkaskoversicherung" erhebt das 
Gesetz weder im häuslichen noch im stationären 
Bereich den Anspruch, den gesamten Bedarf bei 
Pflegebedürftigkeit abzudecken.
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 In den Schutz der sozialen Pflegeversicherung 
sind kraft Gesetzes alle einbezogen, die in der 
gesetzlichen Krankenversicherung versichert sind 
(§ 1 SGB Abs. 2 XI).

 Die Leistungen der Pflegeversicherung sollen den 
Pflegebedürftigen helfen, trotz ihres Hilfebedarfs 
ein möglichst selbständiges und selbstbe-
stimmtes Leben zu führen, das der Würde des 
Menschen entspricht. Die Hilfen sind darauf 
auszurichten, die körperlichen, geistigen und 
seelischen Kräfte der Pflegebedürftigen, auch in 
Form der aktivierenden Pflege, wiederzuge-
winnen oder zu erhalten (§ 2 Abs. 1 SGB XI).
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Die Pflegeversicherung soll mit ihren 
Leistungen vorrangig die häusliche Pflege und 
die Pflegebereitschaft der Angehörigen und 
Nachbarn unterstützen, damit die 
Pflegebedürftigen möglichst lange in ihrer 
häuslichen Umgebung bleiben können. 
Leistungen der teilstationären Pflege und der 
Kurzzeitpflege gehen den Leistungen der 
vollstationären Pflege vor.
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(1) Die Leistungen der Pflegeversicherung sind 
Dienst-, Sach- und Geldleistungen für den Bedarf 
an körperbezogenen Pflegemaßnahmen, 
pflegerischen Betreuungsmaßnahmen und Hilfen 
bei der Haushaltsführung (Grundpflege
und hauswirtschaftlicher Versorgung) sowie 
Kostenerstattung, soweit es dieses Buch vorsieht. 
Art und Umfang der Leistungen richten sich nach 
der Schwere der Pflegebedürftigkeit und danach, 
ob häusliche, teilstationäre oder vollstationäre 
Pflege in Anspruch genommen wird.
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(2) Bei häuslicher und teilstationärer Pflege ergän-
zen die Leistungen der Pflegeversicherung die 
familiäre, nachbarschaftliche oder sonstige ehren-
amtliche Pflege und Betreuung. Bei teil- und voll-
stationärer Pflege werden die Pflegebedürftigen 
von Aufwendungen entlastet, die für ihre Versor-
gung nach Art und Schwere der Pflegebedürftigkeit 
erforderlich sind (pflegebedingte Aufwendungen), 
die Aufwendungen für Unterkunft und Verpflegung 
tragen die Pflegebedürftigen selbst.
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 Zu Recht wird die Pflegeversicherung oft als 
"Teilkaskoversicherung" bezeichnet. 

 Damit soll verdeutlicht werden, dass die 
Leistungen der Pflegeversicherung nicht 
ausreichen können, um alle notwendigen 
Leistungen zu finanzieren. Der formale Name 
der Pflegeversicherung: "Gesetz zur Sozialen 
Absicherung des Risikos der 
Pflegebedürftigkeit" sagt deutlicher, was die 
Pflegeversicherung nur leisten soll: Sie soll 
das Pflegerisiko nur sozial absichern.
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 Pflege nach dem SGB XI ist also  nicht 
bedarfsdeckend, sondern dient vorrangig der 
Entlastung von Pflegepersonen.

 Maßstab der Leistungen ist der Pflegebedarf nach 
§ 14 SGB XI. 

 Der Anspruch auf die Leistungen der 
Pflegeversicherung steht der pflegebedürftigen 
versicherten Person zu.

 Besteht ein ungedeckter Pflegebedarf, so besteht 
ggf. ein ergänzender Anspruch auf Hilfe zur Pflege 
nach § 61 SGB XI.
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 Besondere Aufgabe der Eingliederungshilfe ist es, 
eine drohende Behinderung zu verhüten oder 
eine Behinderung oder deren Folgen zu 
beseitigen oder zu mildern und die behinderten 
Menschen in die Gesellschaft einzugliedern. 
Hierzu gehört insbesondere, den behinderten 
Menschen die Teilnahme am Leben in der 
Gemeinschaft zu ermöglichen oder zu 
erleichtern, ihnen die Ausübung eines 
angemessenen Berufs oder einer sonstigen 
angemessenen Tätigkeit zu ermöglichen oder sie 
so weit wie möglich unabhängig von Pflege zu 
machen.
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(1) Die Leistungen zur Teilhabe umfassen die notwendigen 
Sozialleistungen, um unabhängig von der Ursache der 
Behinderung
1. die Behinderung abzuwenden, zu beseitigen, zu 

mindern, ihre Verschlimmerung zu verhüten oder ihre 
Folgen zu mildern,

2. Einschränkungen der Erwerbsfähigkeit oder 
Pflegebedürftigkeit zu vermeiden, zu überwinden, zu 
mindern oder eine Verschlimmerung zu verhüten sowie 
den vorzeitigen Bezug anderer Sozialleistungen zu 
vermeiden oder laufende Sozialleistungen zu mindern,

3. die Teilhabe am Arbeitsleben entsprechend den 
Neigungen und Fähigkeiten dauerhaft zu sichern oder

4. die persönliche Entwicklung ganzheitlich zu fördern und 
die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft sowie eine 
möglichst selbständige und selbstbestimmte 
Lebensführung zu ermöglichen oder zu erleichtern.
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 Als steuerfinanzierte Sozialleistung misst sich 
die Eingliederungshilfe an der Verfassung und 
am Eigenverständnis eines „sozialen 
Rechtsstaats“.

 Damit müssen die Leistungen der Teilhabe 
dem Gebot der Achtung der Menschenwürde 
und der freien Persönlichkeitsentfaltung 
entsprechen (Art. 1 und 2 GG).

 Eine „Deckelung“ findet nicht statt! Die 
Leistungen  müssen den tatsächlich 
festgestellten Bedarf umfänglich decken. 
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 Mit dem zweiten Pflegestärkungsgesetz gibt es ab 
2017 statt drei Pflegestufen fünf Pflegegrade, die der 
individuellen Pflegebedürftigkeit besser gerecht 
werden sollen. 

 Keine Differenzierung zwischen körperlichen, 
geistigen und psychischen Beeinträchtigungen. 
Pflegebedürftigkeit bestimmt sich ausschließlich nach 
dem Grad der Selbstständigkeit (Was kann der 
Betroffene noch alleine und wo benötigt er 
Unterstützung?). 

 Ausgehend von der Selbstständigkeit einer Person 
wird das Stadium der Einschränkung in fünf Grade 
eingeteilt, von geringer Beeinträchtigung der 
Selbstständigkeit (Pflegegrad 1) bis zur schwersten 
Beeinträchtigung, die mit besonderen Anforderungen 
an die pflegerische Versorgung einhergeht 
(Pflegegrad 5).
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(1) Pflegebedürftig im Sinne dieses Buches sind 
Personen, die gesundheitlich bedingte 
Beeinträchtigungen der Selbständigkeit oder der 
Fähigkeiten aufweisen und deshalb der Hilfe durch 
andere bedürfen. Es muss sich um Personen 
handeln, die körperliche, kognitive oder 
psychische Beeinträchtigungen oder gesundheitlich 
bedingte Belastungen oder Anforderungen nicht 
selbständig kompensieren oder bewältigen 
können. Die Pflegebedürftigkeit muss auf Dauer, 
voraussichtlich für mindestens sechs Monate, und 
mit mindestens der in § 15 festgelegten Schwere 
bestehen.

26



 Pflege umfasst die erforderlichen 
körperbezogenen Pflegemaßnahmen und 
pflegerischen Betreuungsmaßnahmen sowie 
Hilfen bei der Haushaltsführung. Der Anspruch 
umfasst pflegerische Maßnahmen in den 
Bereichen Mobilität, kognitive und 
kommunikative Fähigkeiten, Verhaltensweisen 
und psychische Problemlagen, Selbstversorgung, 
Bewältigung von und selbständiger Umgang mit 
krankheits- oder therapiebedingten 
Anforderungen und Belastungen sowie 
Gestaltung des Alltagslebens und sozialer 
Kontakte.
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 Zentraler Maßstab des neuen Instruments ist der Grad 
der Selbstständigkeit eines Menschen und das 
Angewiesensein auf personelle Unterstützung durch 
andere. Das neue Verfahren erfasst nicht nur die 
klassischen Bereiche Körperpflege, Ernährung und 
Mobilität sowie hauswirtschaftliche Versorgung. Neu 
ist, dass die kognitiven und kommunikativen 
Fähigkeiten, die Verhaltensweisen und psychischen 
Problemlagen sowie die Gestaltung von Alltagsleben 
und sozialen Kontakten umfassend betrachtet 
werden. 

 Im Mittelpunkt des neuen Verständnisses von 
Pflegebedürftigkeit stehen nicht mehr die Defizite, 
die pflegebedürftige Menschen aufweisen, sondern 
Ziel ist, das Ausmaß ihrer Selbständigkeit erkennbar 
zu machen.
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 1. Mobilität: Positionswechsel im Bett, Halten 
einer stabilen Sitzposition, Umsetzen, 
Fortbewegen innerhalb des Wohnbereichs, 
Treppensteigen;

 2. kognitive und kommunikative Fähigkeiten: 
Erkennen von Personen aus dem näheren Umfeld, 
örtliche Orientierung, zeitliche Orientierung, 
Erinnern an wesentliche Ereignisse oder 
Beobachtungen, Steuern von mehrschrittigen
Alltagshandlungen, Treffen von Entscheidungen 
im Alltagsleben, Verstehen von Sachverhalten 
und Informationen, Erkennen von Risiken und 
Gefahren, Mitteilen von elementaren 
Bedürfnissen, Verstehen von Aufforderungen, 
Beteiligen an einem Gespräch;
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 3. Verhaltensweisen und psychische 
Problemlagen: motorisch geprägte 
Verhaltensauffälligkeiten, nächtliche Unruhe, 
selbstschädigendes und autoaggressives 
Verhalten, Beschädigen von Gegenständen, 
physisch aggressives Verhalten gegenüber 
anderen Personen, verbale Aggression, andere 
pflegerelevante vokale Auffälligkeiten, Abwehr 
pflegerischer und anderer unterstützender 
Maßnahmen, Wahnvorstellungen, Ängste, 
Antriebslosigkeit bei depressiver Stimmungslage, 
sozial inadäquate Verhaltensweisen, sonstige 
pflegerelevante inadäquate Handlungen;
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 4. Selbstversorgung: Waschen des vorderen Oberkörpers, 
Körperpflege im Bereich des Kopfes, Waschen des 
Intimbereichs, Duschen und Baden einschließlich Waschen 
der Haare, An- und Auskleiden des Oberkörpers, An- und 
Auskleiden des Unterkörpers, mundgerechtes Zubereiten 
der Nahrung und Eingießen von Getränken, Essen, Trinken, 
Benutzen einer Toilette oder eines Toilettenstuhls, 
Bewältigen der Folgen einer Harninkontinenz und Umgang 
mit Dauerkatheter und Urostoma, Bewältigen der Folgen 
einer Stuhlinkontinenz und Umgang mit Stoma, 
Besonderheiten bei Sondenernährung, Besonderheiten bei 
parenteraler Ernährung, Bestehen gravierender Probleme 
bei der Nahrungsaufnahme bei Kindern bis zu 18 
Monaten, die einen außergewöhnlich pflegeintensiven 
Hilfebedarf auslösen;
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 5. Bewältigung von und selbständiger Umgang mit krankheits- oder 
therapiebedingten Anforderungen und Belastungen:

 a) in Bezug auf Medikation, Injektionen, Versorgung intravenöser Zugänge, 
Absaugen und Sauerstoffgabe, Einreibungen sowie Kälte- und 
Wärmeanwendungen, Messung und Deutung von Körperzuständen, körpernahe 
Hilfsmittel,

 b) in Bezug auf Verbandswechsel und Wundversorgung, Versorgung mit Stoma, 
regelmäßige Einmalkatheterisierung und Nutzung von Abführmethoden, 
Therapiemaßnahmen in häuslicher Umgebung,

 c) in Bezug auf zeit- und technikintensive Maßnahmen in häuslicher Umgebung, 
Arztbesuche, Besuche anderer medizinischer oder therapeutischer Einrichtungen, 
zeitlich ausgedehnte Besuche medizinischer oder therapeutischer Einrichtungen, 
Besuch von Einrichtungen zur Frühförderung bei Kindern sowie

 d) in Bezug auf das Einhalten einer Diät oder anderer krankheits- oder 
therapiebedingter Verhaltensvorschriften;

 6. Gestaltung des Alltagslebens und sozialer Kontakte: Gestaltung des 
Tagesablaufs und Anpassung an Veränderungen, Ruhen und Schlafen, 
Sichbeschäftigen, Vornehmen von in die Zukunft gerichteten Planungen, 
Interaktion mit Personen im direkten Kontakt, Kontaktpflege zu Personen 
außerhalb des direkten Umfelds.
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1. Pflegesachleistung (§ 36),
2. Pflegegeld für selbst beschaffte Pflegehilfen (§ 37),
3. Kombination von Geldleistung und Sachleistung (§ 38),
4. häusliche Pflege bei Verhinderung der Pflegeperson (§ 39),
5. Pflegehilfsmittel und wohnumfeldverbessernde Maßnahmen (§ 40),
6. Tagespflege und Nachtpflege (§ 41),
7. Kurzzeitpflege (§ 42),
8. vollstationäre Pflege (§ 43),
9. Pflege in vollstationären Einrichtungen der Hilfe für behinderte Menschen (§ 43a),
9a. Zusätzliche Betreuung und Aktivierung in stationären Pflegeeinrichtungen (§ 43b),
10. Leistungen zur sozialen Sicherung der Pflegepersonen (§ 44),
11. zusätzliche Leistungen bei Pflegezeit und kurzzeitiger Arbeitsverhinderung (§ 44a),
12. Pflegekurse für Angehörige und ehrenamtliche Pflegepersonen (§ 45),
12a. Umwandlung des ambulanten Sachleistungsbetrags (§ 45a),
13. Entlastungsbetrag (§ 45b),
14. Leistungen des Persönlichen Budgets nach § 17 Abs. 2 bis 4 des Neunten Buches,
15. zusätzliche Leistungen für Pflegebedürftige in ambulant betreuten Wohngruppen (§ 38a).
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 Pflegerische Betreuungsmaßnahmen 
umfassen Unterstützungsleistungen zur 
Bewältigung und Gestaltung des alltäglichen 
Lebens im häuslichen Umfeld, insbesondere
1. bei der Bewältigung psychosozialer Problemlagen 

oder von Gefährdungen,
2. bei der Orientierung, bei der Tagesstrukturierung, 

bei der Kommunikation, bei der Aufrechterhaltung 
sozialer Kontakte und bei bedürfnisgerechten 
Beschäftigungen im Alltag sowie

3. durch Maßnahmen zur kognitiven Aktivierung.
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 So können beispielsweise Spaziergänge in der näheren 
Umgebung ebenso zur Aufrechterhaltung sozialer 
Kontakte beitragen wie die Ermöglichung des Besuchs von 
Verwandten und Bekannten oder die Begleitung zum 
Friedhof. 

 Auch Unterstützungsleistungen bei der Regelung von 
finanziellen und administrativen Angelegenheiten kommen 
in Betracht. Zur Gestaltung des Alltags gehört auch die 
Unterstützung bei Hobby und Spiel. 

 Der Begriff der sonstigen Hilfen schließt Hilfen mit ein, bei 
denen ein aktives Tun nicht im Vordergrund steht. Dies 
gilt beispielsweise bei Beobachtung zur Vermeidung von 
Selbst- oder Fremdgefährdung oder bei einer bloßen 
Anwesenheit, um dem Pflegebedürftigen emotionale 
Sicherheit zu geben.

(BT-Drucks. 18/5926, S. 120)
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 Soweit der neue Pflegebedürftigkeitsbegriff auch 
in das SGB XII und andere Gesetze eingeführt 
wird, wird der Begriff der pflegerischen 
Betreuungsmaßnahmen zur Klärung von 
Schnittstellen näher zu definieren sein. Ob 
hierfür ein detaillierter, offener Leistungskatalog 
erforderlich ist, wo derartige Regelungen verortet 
werden, und welche Regelungen zur 
Leistungskonkurrenz erfolgen, wird noch 
festgelegt.

(BT-Drucks. 18/5926, S. 121)
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sTeilhabe

„Optische“ Schnittstelle von Pflege 
und Teilhabe bis 2017

Pflege
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und Teilhabe seit 2017
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 Sind zwei unterschiedliche Leistungsträger zu 
(identischen?) Leistungen verpflichtet, so bedarf es 
genereller Verhältnisregelungen. 

 Zwischen Versicherungs- und steuerfinanzierten 
Leistungen gilt der allgemeine Vorrang der 
Versicherungsleistungen. 

 Führt der Vorrang von Leistungen dazu, dass die 
Leistungspflicht für den nachrangig verpflichteten 
Träger soweit entfällt, hieße das vorliegend, dass die 
kommunalen Träger der Eingliederungshilfe auf 
Kosten der Versicherungen von ihren Pflichten 
entlastet werden. 

 Dem wurde jedoch eine eindeutige Absage erteilt.
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 § 13 Abs. 3 SGB XI regelt das Verhältnis für 
ambulante Leistungen der Eingliederungshilfe zu 
den Leistungen der Pflegeversicherung. 

 § 43a SGB XI regelt das Verhältnis für stationäre 
Leistungen der Eingliederungshilfe zu den 
Leistungen der Pflegeversicherung. Ab dem 
1.1.2020 mit der Einbeziehung von 
Räumlichkeiten nach WBVG

 (§ 103 Abs. 2 SGB IX regelt ab dem 1.1.2020, 
dass bei ambulanten Leistungen für 
erwerbstätige Menschen die Eingliederungshilfe 
auch die Pflege umfasst, wenn der Berechtigte 
vor Vollendung des Rentenalters Leistungen der 
Eingliederungshilfe bezogen hat.) 
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(3) Die Leistungen der Pflegeversicherung gehen den 
Fürsorgeleistungen zur Pflege
1. nach dem Zwölften Buch,
2. nach dem Lastenausgleichsgesetz, dem 
Reparationsschädengesetz und dem 
Flüchtlingshilfegesetz,
3. nach dem Bundesversorgungsgesetz 
(Kriegsopferfürsorge) und nach den Gesetzen, die eine 
entsprechende Anwendung des BVG vorsehen, vor. 
Leistungen zur Pflege nach diesen Gesetzen sind zu 
gewähren, wenn und soweit Leistungen der 
Pflegeversicherung nicht erbracht werden oder diese 
Gesetze dem Grunde oder der Höhe nach 
weitergehende Leistungen als die Pflegeversicherung 
vorsehen. (Grundsatz: Versicherung vor Steuer!)
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(3) […] Die Leistungen der Eingliederungshilfe 
für behinderte Menschen nach dem Zwölften 
Buch, dem BVG und dem Achten Buch bleiben 
unberührt, sie sind im Verhältnis zur 
Pflegeversicherung nicht nachrangig; die 
notwendige Hilfe in den Einrichtungen nach §
71 Abs. 4 ist einschließlich der 
Pflegeleistungen zu gewähren.
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 Mit dem PSG III sollte das Verhältnis von 
Leistungen der Pflegeversicherung und 
Leistungen der Eingliederungshilfe neu und 
ausdrücklich geregelt werden. 

 Es sollte insbesondere Bezug auf das „häusliche 
Umfeld“ genommen werden. Dort sollten 
Pflegeleistungen idR vorgehen und außerhalb des 
häuslichen Umfelds die Leistungen der 
Eingliederungshilfe vorrangig sein. 

 Der Protest der Fachverbände hat die Norm 
verhindert. 
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 Unzulässig ist es also weiterhin, wenn 
Sozialhilfeträger Menschen mit Behinderung 
die erforderliche Eingliederungshilfe durch 
ambulante Betreuungsdienste mit der 
Begründung verweigern, es seien vorrangig 
die Leistungen der Verhinderungspflege nach 
§ 39 SGB XI auszuschöpfen.

(Klie/Krahmer/Plantholz, 
SGB XI § 13 Rn. 30 - 32)
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 Aber können nicht dann, wenn im Einzelfall 
tatsächlich (fast) identische Handlungen 
Leistungsinhalte sind, zweckidentische Hilfen 
entstehen?

 Da weder im Bereich der Eingliederungshilfe noch 
im Bereich der Pflege einzelne Verrichtungen als 
Sozialleistungen geschuldet sind, sondern diese 
Verrichtungen erst in Verbindung mit dem 
jeweiligen Hilfeziel ihren Sinn und damit ihre 
Bestimmung als Sozialleistung erhalten können, 
ist zu beachten, dass bei Handlungen mit 
unterschiedlichen Zielrichtungen genau zu 
überprüfen ist, ob es sich überhaupt um 
identische Hilfegeschehen handelt.
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 Abgrenzung der Eingliederungshilfe zu den Leistungen der 
Pflegeversicherung ist danach vorzunehmen, welchem Ziel 
die konkrete Maßnahme dient. 

 Steht vornehmlich oder ausschließlich die Milderung der 
Behinderung oder die Eingliederung des behinderten 
Menschen in die Gesellschaft im Vordergrund, ist 
Eingliederungshilfe zu gewähren. Eine Aufspaltung der 
Maßnahme in solche der Eingliederungshilfe und solche 
der Pflegeversicherung ist nicht vorzunehmen. Dient zB
der Einsatz eines Integrationshelfers vornehmlich dazu, 
einem behinderten Kind den Schulbesuch zu erleichtern, 
ist Eingliederungshilfe zu leisten. Pflegerische Maßnahmen 
treten dagegen in den Hintergrund (vgl VGH Mannheim, 
Urt. v. 17.9.1997 – 6 S 1709/97 = NDV-RD 1996, 38).

(Klie/Krahmer/Plantholz, 
SGB XI § 13 Rn. 30 - 32, beck-online)
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 Die Leistungen der Pflegeversicherung und die 
Teilhabeleistung der Eingliederungshilfe sind gleichrangig 
nebeneinander zu gewähren, denn sie verfolgen 
unterschiedliche Zielsetzungen und sind 
wesensverschieden.

 So sind die Unterstützungsleistungen der 
Pflegeversicherung darauf ausgerichtet, die körperlichen, 
geistigen und seelischen Kräfte der Pflegebedürftigen 
wiederzugewinnen oder zu erhalten (§ 2 Absatz 1 Satz 1 
SGB XI). 

 Aufgabe der Eingliederungshilfe ist es hingegen, dem 
Leistungsberechtigten eine individuelle Lebensführung zu 
ermöglichen und seine volle, wirksame und 
gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu 
befördern (§ 90 Absatz 1 SGB IX).

Fix, Fachbeitrag D11-201, 2017, (http://www.reha-
recht.def) 

49



 Die Eingliederungshilfe verfolgt somit einen 
sozialpädagogischen Ansatz der Befähigung, 
während es der Pflegeversicherung um die 
Wiedergewinnung von Fähigkeiten geht, die 
verloren gegangen sind oder die es zu erhalten 
gilt.

 Durch die gesetzliche Regelung (Gleichrang) sind 
die Probleme in der Praxis jedoch nicht zu lösen, 
denn auch bei einem Gleichrang der Leistungen 
muss im Einzelfall bewertet werden, ob es sich 
bei der erforderlichen Betreuung um pflegerische 
Betreuung oder um eine soziale Teilhabeleistung 
handelt. 
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 OVG NW (24.05.2016, 12 A 1894/14) und OVG 
BB (6.5.2013, 6 B 31.12) haben für den Bereich 
der Kinder- und Jugendhilfe festgestellt, dass 
eine Zweckidentität nur dann festgestellt werden 
kann, wenn das JA im Rahmen seiner 
Bescheidung (oder Hilfeplanung) 
grundpflegerische Bedarfe identifiziert, die es mit 
der Zahlung eines erhöhten Pflegegeldes nach 
§ 39 SGB VIII decken will. 

 Wird lediglich nach allgemeinen Maßstäben ein 
erhöhtes Pflegegeld gezahlt, so ist davon 
auszugehen, dass damit der pädagogische 
Aufwand der Pflegeperson anerkannt wird und 
keine erhöhten pflegerischen Bedarfe. 
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 Leben Leistungsberechtigte mit Angehörigen 
zusammen, so werden sie ihren Anspruch 
gegenüber der Pflegeversicherung in aller 
Regel durch Inanspruchnahme von Pflegegeld 
nach § 37 SGB XI verwirklichen. 

 In dieser Konstellation ist daran zu denken, 
dass Pflegeleistungen durch Angehörige jeder 
institutionalisierten Hilfe gegenüber 
vorrangig zu erbringen sind (§ 3 SGB XI).
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 Die Forderung eines Eingliederungshilfe-
trägers das, dem von Behinderung 
betroffenen Kind zustehende, Pflegegeld für 
die schulische Integrationshilfe einzusetzen, 
darf vor dem rechtlichen Hintergrund als 
eindeutig rechtswidrig qualifiziert werden. 

 Zum einen gilt der Vorrang der 
Angehörigenhilfe und zum anderen bleibt der 
Anspruch auf Eingliederungshilfe in diesem 
Beispiel unberührt. 
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 Das Beispiel muss verdeutlichen, dass es dem 
Gesetzgeber nicht darum ging, die 
kommunalen Kassen zu entlasten, sondern 
die pflegenden Angehörigen von 
Leistungsberechtigten. Ihnen sollen die 
Konsequenzen aus der Erweiterung des 
Pflegebedürftigkeitsbegriffs zugute kommen. 

 Wann immer Angehörige vom Pflegegeld und 
Entlastungsleistungen profitieren, kann der 
Träger der Eingliederungshilfe sich diese 
nicht zu eigen machen. 
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 In einer betreuten Wohnform werden sowohl 
die Pflege- wie die Teilhabeleistungen in 
institutionalisierter Form erbracht. 

 Da bei parallelen Ansprüchen auf 
Pflegeversicherungs- wie auch Teilhabe-
leistungen im Ergebnis eine bedarfsdeckende 
Leistung zu gewähren ist, liegen die Folgen 
für die Betroffenen ggf. darin, dass der bisher 
tätige AD nicht mehr seine Leistungen 
erbringen kann, sondern ein Pflegedienst in 
die Gewährung einbezogen wird. 
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 KrVw XY kürzt Frau Müller den Umfang der 
Eingliederungshilfe von 10 auf 8 
Wochenstunde unter Verweis auf die 
Leistungen der Pflegeversicherung. 

 Für Frau Müller würde im Ergebnis weiterhin 
eine bedarfsdeckende Hilfe geleistet, da ihr 
Bedarf an Begleitung, Betreuung, Förderung 
und Unterstützung umfänglich gedeckt wird. 

 Problematisch ist, dass nun ein zweiter Dienst 
in das Hilfesetting einbezogen werden muss. 
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(4) Treffen Leistungen der Pflegeversicherung und Leistungen der 
Eingliederungshilfe zusammen, vereinbaren mit Zustimmung des 
Leistungsberechtigten die zuständige Pflegekasse und der für die 
Eingliederungshilfe zuständige Träger, 

1. dass im Verhältnis zum Pflegebedürftigen der für die Eingliederungshilfe 
zuständige Träger die Leistungen der Pflegeversicherung auf der 
Grundlage des von der Pflegekasse erlassenen Leistungsbescheids zu 
übernehmen hat, 

2. dass die zuständige Pflegekasse dem für die Eingliederungshilfe 
zuständigen Träger die Kosten der von ihr zu tragenden Leistungen zu 
erstatten hat sowie 

3. die Modalitäten der Übernahme und der Durchführung der Leistungen 
sowie der Erstattung. 

Die bestehenden Wunsch- und Wahlrechte der 
Leistungsberechtigten bleiben unberührt und sind zu beachten. Die 
Ausführung der Leistungen erfolgt nach den für den zuständigen 
Leistungsträger geltenden Rechtsvorschriften. Soweit auch 
Leistungen der Hilfe zur Pflege nach dem Zwölften Buch zu 
erbringen sind, ist der für die Hilfe zur Pflege zuständige Träger zu 
beteiligen.
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(4a) Bestehen im Einzelfall Anhaltspunkte für 
ein Zusammentreffen von Leistungen der 
Pflegeversicherung und Leistungen der 
Eingliederungshilfe, bezieht der für die 
Durchführung eines Teilhabeplanverfahrens 
oder Gesamtplanverfahrens verantwortliche 
Träger mit Zustimmung des 
Leistungsberechtigten die zuständige 
Pflegekasse in das Verfahren beratend mit ein, 
um die Vereinbarung nach Absatz 4 
gemeinsam vorzubereiten.
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(4) […] Der Spitzenverband Bund der Pflegekassen beschließt 
gemeinsam mit der Bundesarbeitsgemeinschaft der 
überörtlichen Träger der Sozialhilfe bis zum 1. Januar 2018 
in einer Empfehlung Näheres zu den Modalitäten der 
Übernahme und der Durchführung der Leistungen sowie der 
Erstattung und zu der Beteiligung des für die Hilfe zur Pflege 
zuständigen Trägers. Die Länder, die kommunalen 
Spitzenverbände auf Bundesebene, die 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege, die 
Vereinigungen der Träger der Pflegeeinrichtungen auf 
Bundesebene, die Vereinigungen der Leistungserbringer der 
Eingliederungshilfe auf Bundesebene sowie die auf 
Bundesebene maßgeblichen Organisationen für die 
Wahrnehmung der Interessen und der Selbsthilfe 
pflegebedürftiger und behinderter Menschen sind vor dem 
Beschluss anzuhören. Die Empfehlung bedarf der 
Zustimmung des Bundesministeriums für Gesundheit und 
des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales.
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 Nach den gesetzlichen Bestimmungen gilt, dass 
Leistungen der Eingliederungshilfe für behinderte 
Menschen, die in einer stationären Einrichtung 
der Behindertenhilfe erbracht werden, auch die 
Pflegeleistungen in der Einrichtung umfassen 
(§ 55 S. 1 SGB XII, §13 Abs. 3 S. 3 SGB XI; ab 
1.1.2020 § 103 SGB XII).

 Die Pflegekasse gewährt hierfür einen pauschalen 
Betrag zur Abgeltung der Pflegeleistungen für 
Personen mit Pflegegrad 2 bis 5 iHv 266 EUR (§
43a SGB XI).
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